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Auf dem 6. Kammerkolloquium zur  
Kindergesundheit diskutierten Experten 
mit den rund 150 Besuchern im Haus der 
Ärzteschaft,  wie durch eine systematische 
Zusammenarbeit zwischen Gesundheits-
wesen und Kinder- und Jugendhilfe eine 
wachsende Verantwortungsgemeinschaft 
für Familien entstehen kann.

von Sabine Schindler-Marlow

R
und 20 Prozent der Mädchen und 
Jungen in Deutschland erleiden auf-
grund belastender Lebenslagen 
schon in früher Kindheit erhebliche 

Einschränkungen in ihrer Entwicklung. Vie-
le Studien zeigen, dass sich ungleiche Start-
bedingungen in der Kindheit sowohl auf 
Gesundheit als auch auf Teilhabechancen   
im Lebensverlauf auswirken. So haben zum 
Beispiel Kinder psychisch erkrankter Eltern 
ein stark erhöhtes Risiko, im Laufe ihres Le-
bens selbst eine psychische Störung zu ent-
wickeln. Aber auch sozioökonomische und 
soziokulturelle Aspekte wie Armut, unzurei-
chende Wohnverhältnisse, kulturelle Diskri-
minierung, der Verlust von Bezugspersonen 
sowie fehlende Gesundheitskompetenz der 
Eltern können sich dauerhaft negativ auf die 
Gesundheit von Kindern auswirken. Um be-
lasteten Familien und deren Kindern schon 
von Geburt an passgenaue Hilfen zu vermit-
teln, wurden im Rahmen des Aktionspro-
gramms „Frühe Hilfen für Eltern und Kinder 
und soziale Frühwarnsysteme“ vor Jahren 
das Nationale Zentrum Frühe Hilfen (NZFH) 
etabliert. Die über das Bundeskinderschutz-
gesetz gesetzlich verankerten „Frühen Hilfen“ 
sind mittlerweile deutschlandweit eingerich-
tet und sind vor allem durch das neue Auf-
gabenspektrum der Familienhebammen  
bekannt geworden. Mechthild Paul, Leiterin 
des NZFH, forderte hierzu: „Wir müssen Mit-
tel gegen den Fachkräftemangel vor allem 
bei den Familienhebammen finden. Für den 
Start ins Leben muss uns regelhaft eine bes-
sere Vernetzung zwischen Gesundheitssys-
tem und Jugendhilfe gelingen.“ Frühe Hilfen 
zielen darauf ab, Entwicklungsmöglichkeiten 
von Kindern und Eltern in Familie und Ge-
sellschaft frühzeitig und nachhaltig zu ver-

Der Start ins Leben –  
nicht immer ist er unbeschwert

kliniken, in der flächendeckenden Imple-
mentierung von hilfesystemübergreifenden 
Qualitätszirkeln in Kooperation mit den 
Kassenärztlichen Vereinigungen in NRW, 
sowie in dem Projektansatz „Soziale Präven-
tion“, in denen Vertreterinnen der Jugend-
hilfe Sprechstunden in Kinderarztpraxen 
anbieten würden. Auch die Landesverbands-
vorsitzende des Berufsverbandes der Kinder- 
und Jugendärzte in Nordrhein, Christiane 
Thiele, sagte: „Wenn wir in unseren Praxen 
belastete Familien frühzeitig erkennen und 
uns die Vermittlung in passgenaue Präven-
tionsangebote gelingt, dann beeinflussen 
wir im positiven Sinne komplette Familien-
lebensläufe über Generationen hinweg.“

Die Einbeziehung des Gesundheits-
wesens, insbesondere der Geburtskliniken 

bessern. Die Notwendigkeit der Kooperation 
beispielsweise mit dem Gesundheitswesen 
ist in den Frühen Hilfen unbestritten, da ein 
gesundes Aufwachsen nur durch eine ganz-
heitliche Sichtweise unter besonderer Be-
rücksichtigung der Aspekte Bildung, 
(gesundheit licher) Förderung und Schutz 
möglich ist.

Die Leistungen der „Frühen Hilfen“ gehen 
dabei weit über den Einsatz von Familien-
hebammen hinaus, sind aber durch ihre 
strukturelle Einbindung in der Kinder- und 
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Jugendhilfe dem Gesundheitswesen auch 
nach Jahren noch zu wenig bekannt und eine 
systematische Zusammenarbeit zwischen 
den beiden Sozialsystemen nicht flächende-
ckend umgesetzt. Um hier Transparenz und 
Kooperation herzustellen, starten in NRW in 
diesem Jahr mehrere Projekte, die auf dem 
6. Kammerkolloquium vorgestellt wurden.

Aussichtsreiche Projekte in NRW

In seinem Grußwort berichtete Ministeri-
alrat Heiner Nienhuys, Referatsleiter Präven-
tion, Frühe Hilfen, Kinderschutz, pädagogi-
sche Förderkonzepte aus dem Familien-
ministerium Nordrhein-Westfalen, von 
aussichtsreichen Projekten, die in NRW zu 
einer systematischeren Vernetzung der un-
terschiedlichen Sozialsysteme beitragen 
sollen. Ansätze guter Kooperation zwischen 
Jugendhilfe und Gesundheitswesen sehe die 
Landesregierung langfristig in Lotsendiens-
ten von Familienhebammen in Geburts-

als Partner der Frühen Hilfen hält auch 
 Professor Dr. Ute Thyen, Vorsitzende des 
 NZFH-Beirates und Stellvertretende Klinik-
direktorin der Klinik für Kinder- und Jugend-
medizin der Universität Lübeck, für einen 
erfolgversprechenden Weg. Dabei gehe es in 
den Kliniken weniger darum, neue, zeitauf-
wändige Aufgabengebiete einzuführen, als 
vielmehr innerhalb der täglichen Arbeit eine 
andere Haltung zu etablieren. Momente, die 
sich beispielsweise im Rahmen von Unter-
suchungen oder Arzt-Patienten-Gesprächen 
ergeben, sollten feinfühlig genutzt werden, 
um den möglichen Hilfebedarf in Familien 
zu erkennen, ein vertiefendes Gespräch an-
zuschließen und gegebenenfalls an Ange-
bote der Frühen Hilfen weiterzuleiten. 
Grundlage jedweden gelingenden Engage-
ments von Pflegekräften, Hebammen oder 
Ärztinnen und Ärzte seien dabei Achtsam-
keit sowie eine klientenzentrierte Gesprächs-
haltung mit Empathie, Wertschätzung und 
Akzeptanz für die jungen Familien. 

In NRW leben rund 13.000 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge
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Siebolds Resümee: „Wir freuen uns, dass 
wir nach erfolgreicher Implementierung  in 
Baden-Württemberg das Projekt in sieben 
weiteren Bundesländern etablieren kön-
nen, und dass wir auch in Nordrhein-West-
falen unmittelbar vor einem Vertrags-
abschluss zur Einrichtung hilfesystemüber-
greifender Qualitätszirkel stehen.“

Dr. med. Hans-Helmut Brill, niedergelas-
sener Kinder- und Jugendarzt in Köln und der 
erste Arzt, der als Moderator in Nordrhein 
für die zukünftigen interdisziplinären Qua-
litätszirkel ausgebildet wurde, ergänzte 
 Siebolds Vortrag  durch einen Praxisbericht, 
der rundum positiv ausfiel. So habe ihm die 
Arbeit im Qualitätszirkel in mehrfacher Hin-
sicht genutzt. Zum einen gelänge es ihm 
durch den Austausch mit Ansprechpartnern 
aus der Kinder- und Jugendhilfe, belastete 
Familien schneller zu identifizieren. Zum 
anderen seien ihm heute Netzwerke bekannt, 
zu denen er Familien zeitnah schicken kön-
ne. Dies stelle eine wesentliche Erleichterung 
in seinem beruflichen Alltag dar.

Unterwegs mit schwerem Gepäck

In NRW leben derzeit rund 13.000 unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge in Wohn-
heimen und rund 74.000 minderjährige 
Flüchtlinge bei ihren Familien und Ver-
wandten. Auch ihr Start ins Leben ist durch 
Kriegsgeschehen und Fluchterfahrungen 
stark beschwert. Ihnen allen ist gemein, 
dass sich ihr Leben aufgrund von Krieg, 
Hunger, Folter, Prostitution und Flucht in 
kürzester Zeit drastisch verändert hat. 

Die Kinder kommen, wie es Dr. phil. 
 Dipl.-Psych. Marco Walg, Leiter der Ambu-
lanz der Kinder- und Jugendpsychiatrie des 
Sana Klinikums Remscheid in Wuppertal,  
in seinem Vortrag beschrieb, mittellos  
nach Deutschland, aber in ihrem Gepäck 
seien Angst, Schmerzen, Trauer, Einsam-
keit und Zorn. Sie benötigten zur Anpas-
sung an ihr neues Leben psychosoziale  
Unterstützung, einige von ihnen aber auch 
medizinische und psychotherapeutische 
Versorgung. Diese wichtigen Versorgungs-
leistungen führten Ärztinnen und Ärzte 
derzeit im Schatten öffentlicher Diskus-
sionen durch, in denen Flüchtlinge teils als 
 Simulanten beschrieben würden, so Walg.

Ärztinnen und Ärzte sehen sich darüber 
hinaus auch immer wieder dem Vorwurf 
ausgesetzt, sie würden durch medizinische 
Gefälligkeitsgutachten berechtigte Ab-
schiebungen verhindern. Unter den Ein-
drücken dieser Diskussion berichteten 

Professor Dr. Marcus Siebolds, Professor 
für den Lehr bereich Medizinmanagement 
und Prodekan des Fachbereichs Gesund-
heit an der Katholischen Hochschule in 
Köln, sieht hierzu auch Bedarf bei der Ver-
netzung der Frühen Hilfen mit dem ambu-
lanten Bereich. Er ist überzeugt: Der psy-
chosoziale Be ra tungsbedarf für Fami lien 
in den Kinderarztpraxen werde weiterhin 
kontinuierlich steigen. Doch schon heute 
werde dieser Bedarf im aktuellen EBM nicht 
angemessen berücksichtigt, da dort Kinder 
nur als Empfänger medizinischer Leistun-
gen definiert seien. 

 Belastete Familien sind  
unter- oder fehlversorgt

Kinder aus belasteten Familien bedürften 
aber häufiger sozial pädagogischer, fami-
lienunterstützender oder psychologischer 
Leis tungen des Kinder- und Jugend hilfe-
bereichs, die wiederum im SGB VIII verortet 
seien. Eine direkte Überweisung in den je-
weils anderen Bereich sei nur bedingt mög-
lich. Das führe aktuell dazu, dass belastete 
Familien im SGB V oft mit medizinischen 
Leistungen in Ermangelung pädagogischer 
Angebote unter- oder fehlversorgt würden. 

Als Beispiel führte Siebolds den Anstieg 
im Leistungsbereich der Logopädie und Er-
gotherapie an. Um diese ungünstige Ent-
wicklung aufzuhalten, habe das NZFH in 
Zusammenarbeit mit der Kassen ärztlichen 
Vereinigung Baden-Württemberg (2011-2015) 
ein Projekt aufgelegt, um eine tragfähige 
Struktur zur nachhaltigen Vernetzung von 
kommunaler Jugendhilfe und Vertrags-
ärztinnen und -ärzten, sowie Vertrags-
psycho thera peutinnen und- therpeuten im 
Rahmen der Frühen Hilfen zu erproben. 
Projektziel sei die Einrichtung hilfesystem-
übergreifender vertragsärzt licher Qualitäts-
zirkel, die der Vernetzung von Mitarbeiten-
den aus Gesundheitswesen und Kinder- und 
Jugendhilfe die nen sollten.

Vier Kernelemente für die Qualitätszirkel-
arbeit seien dazu entwickelt worden, darun-
ter ein Schulungskonzept für die Ausbildung 
der Moderatorenteams sowie drei Angebote 
zur Gestaltung von Qualitätszirkeln in Form 
sogenannter Drama turgien. Hierbei handele 
es sich um die „Familienkonferenz“ als fall-
analytisches Verfahren, die klinische Fall-
findung belasteter Familien und das motivie-
rende Elterngespräch zur Unterstützung der 
Überleitung von Fami lien aus der Kinderarzt- 
oder Gynäkologenpraxis in die Angebots-
strukturen der Frühen Hilfen. 

Privatdozent Dr. med. Gerhard Hapfelmei-
er, Chefarzt der Klinik für Kinder- und 
 Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und 
Psychotherapie im Sanaklinikum Rem-
scheid sowie Dr. phil. Dipl.-Psych. Michael 
Simons, leitender Psychologe an der Klinik 
für Psychiatrie, Psychosomatik und Psy-
chotherapie des Kindes- und Jugend alters 
am Universitätsklinikum in Aachen, aus 
 ihren täglichen Erfahrungen bei der psy-
chotherapeutischen Behandlung minder-
jähriger Flüchtlinge. Hapfelmeier erläuter-
te stellvertretend die Situation, die sich 
ihnen derweil in der Versorgung bietet. 

Natürlich gäbe es Fälle, bei denen zu 
diskutieren sei, ob sich ein minderjähriger 
Flüchtling Vorteile erschleiche und Krank-
heiten simuliere. Doch viel häufiger sehe 
man Kinder- und Jugendliche, die aus 
Scham Probleme eher verschwiegen, die 
von psychologischen Problemen nichts  
wissen und keine Schwäche zeigen wollten. 
Dem Vorwurf der Simulation entkräftete er 
mit Bildern von Kindern aus seiner Ambu-
lanz mit eindeutigen Kriegs- und Folterspu-
ren. Diesen Kindern und Jugendlichen eine 
gute Behandlung angedeihen zu lassen, 
um sie für das Leben in Deutschland auf-
zustellen, sei  die therapeutische Heraus-
forderung seiner Klinik.

Wichtig sei es, sich als Behandler von 
den öffentlichen und mit Vorurteilen be-
lasteten Diskussionen zu lösen, auf den 
Einzelfall zu schauen, um mit kühlem Kopf 
zu entscheiden, ob und in welchem Um-
fang Behandlung nötig sei. Die gleiche 
Haltung würde auch bei der Begutachtung 
im Rahmen von Abschiebungen helfen. Es 
sei nicht die Aufgabe der Kliniken und der 
dort tätigen Ärzte, Menschen  generell vor 
Abschiebungen zu schützen. Vielmehr gin-
ge es darum,  differenzierte, gut begründe-
te Gutachten zu verfassen, die im Einzelfall 
zu den medizinisch richtigen Empfehlun-
gen für die ihnen anvertrauten Patienten 
führten. Die neuen gesetzlichen Bestim-
mungen zur Reisefähigkeit im Asylpaket II 
stellten höhere Ansprüche an die Gutach-
ter, die differenzierter als zuvor individuell 
den Schweregrad der Erkrankung, die ge-
gebenenfalls zu erwartende Verschlechte-
rung der Erkrankung bei Abschiebung, die 
Bedingungen der Fluchtgeschichte sowie 
die Berücksichtigung der Behandlungs-
möglichkeiten im Abschiebeland im Gut-
achten medizinisch korrekt und recht sicher 
zu  beschreiben hätten. Dieser Auf gabe 
würden Ärztinnen und Ärzte in ihren Am-
bulanzen gewissenhaft nachkommen. 


